
Die Nachricht: Die SBB streichen
auf einer S-Bahn-Linie Sitzplät-
ze, damit es mehr Platz für
stehende Passagiere gibt. Ist
der Pilotversuch erfolgreich,
sollen weitere Linien folgen.

Der Kommentar: Die SBB haben keine andere Wahl,
als Sitz- durch Stehplätze zu ersetzen. Denn was
wären die Alternativen? Nichtstun kann keine sein.
Mehr Züge übers Netz zu schicken, ist vielerorts gar
nicht mehr möglich. Doppelstockwagen, das zeigen
die Erfahrungen auf der Zürcher S-Bahn, behindern
das Ein- und Aussteigen. Längere Züge sind wegen
der begrenzten Perrons ebenfalls ausgeschlossen.
Zudem wollen der Bund und die Kantone nicht
noch mehr Geld für zusätzliches Rollmaterial und
die teure Verlängerung von Perrons ausgeben. Nur
um die Spitzen in den Morgen- und Abendstunden
abzudecken, wäre das auch nicht sinnvoll.

Bleiben erweiterte Stehplatzzonen als günstigste
Lösung, um bei beschränktem Platz die Kapazität
zu erhöhen. Aus Passagiersicht mag es zwar un-
schön sein, dass nicht alle Reisenden einen garan-
tierten Sitzplatz haben. Aber ist das so schlimm?
Im Tram oder Bus sind wir es uns längst gewohnt,
gelegentlich zu stehen. Ganz abgesehen von U- oder
S-Bahn-Reisen in anderen Ländern. Wieso also nicht
auch bei kurzen Bahnfahrten in der Schweiz?

Kommt hinzu: Schon längst reisen viele Passagiere
auch in den Schweizer S-Bahnen stehend. Entwe-
der, weil sie dazu gezwungen sind – oder weil sie es
freiwillig tun. Viele wollen bei kurzen Distanzen
gar nicht mehr unbedingt sitzen, sondern bleiben
lieber stehen. Das müssen sie heute aber oft im
engen Eingangsbereich, auf der Treppe oder sogar
im Gang zwischen den Abteilen tun. Da ist es doch
gescheiter, eine grosszügige Stehplatzzone anzubie-
ten, mit Haltestangen und Polstern zum Anlehnen.
Gegenüber dem heutigen Zustand bedeutet das
nicht weniger, sondern mehr Komfort.

SBB: Stehplätze
machen Sinn
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VON PETER BURKHARDT

Die Nachricht: Die USA stehen
unter Präsident Obama vor ei-
nem Militäreinsatz gegen das
Assad-Regime in Syrien.

Der Kommentar: Es war einmal ein Idealist, der die
Herzen alter und junger Amerikaner für sich ge-
wann und nach einem ekstatischen Wahlkampf ins
Weisse Haus einzog. Er versprach Besserung nach
acht Jahren der aussenpolitischen Abenteuer, ein
Ende der Kriege im Nahen und Mittleren Osten und
eine Neufokussierung Amerikas auf den pazifi-
schen Raum. Dafür erhielt er bereits in seinem ers-
ten Amtsjahr den Friedensnobelpreis.

Seither ist Barack Obama, von dem hier die Rede
ist, von der Realität eingeholt worden. Gerade in
der Aussenpolitik, in der Obama mittels länder-
übergreifenden Kooperationen mehr Verständnis
für die Position der USA gewinnen wollte, steht er
mit abgesägten Hosenbeinen da. Jüngstes Beispiel
ist Syrien: Obama schaute teilnahmslos zu, als der
Bürgerkrieg eskalierte. Seine rhetorischen Warnun-
gen an das Regime verhallten ungehört.

Und als er dann schliesslich einen Militärschlag an-
drohte, weil auf dem Schlachtfeld Giftgas einge-
setzt worden war, verknüpfte er diesen Kraftakt mit
der Zustimmung des Parlaments – eine Zusatz-
schlaufe, die immer stärker einem Eigentor gleicht.
Obama mag seine Gründe für die Kehrtwende ha-
ben: Er sei gewählt worden, um Kriege zu beenden,
und nicht Kriege zu beginnen, sagte er diese Wo-
che. Für ein breites Publikum aber ist diese Argu-
mentation nicht nachvollziehbar.

Tatsache ist: Knapp ein Jahr nach seiner triumpha-
len Wiederwahl steckt Obama in einer Sackgasse.
Politisch ist der Präsident angeschlagen, seine Füh-
rungsstärke wird von Freund und Feind in Zweifel
gezogen. Das sind keine guten Vorzeichen – innen-
wie aussenpolitisch.

Absturz eines
Idealisten
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VON RENZO RUF
AUS WASHINGTON

Der Kommentar: Bei der 1:12-Initiative prallen Welt-
anschauungen aufeinander – hier freiheitliche
Rechtsordnung mit Vertragsfreiheit, dort staatliche
Intervention im DDR-Stil. Es geht um die Frage, ob
es weiterhin möglich sein soll, dass Private – Einzel-
unternehmer und Unternehmungen – Mitarbeiter
im Rahmen des Obligationenrechts anstellen und
entschädigen können oder ob der Staat Lohnober-
grenzen durchsetzen soll. Worum geht es bei dieser
Frage im Kern?

Eine einfache Überlegung: Stellen Sie sich vor, Sie
kaufen für 5 Franken Brot. Sie tun das, weil Sie der
Meinung sind, dass das Brot mehr wert ist als 5
Franken. Und der Bäcker verkauft Ihnen das Brot,
weil es für ihn weniger wert ist als 5 Franken. Sie
würden für das Brot vielleicht sogar 7 Franken be-
zahlen, und der Bäcker wäre vielleicht auch noch
mit 4 Franken zufrieden. Bei diesem Tausch von
Brot gegen Geld entsteht also quasi aus dem Nichts
eine Wertschöpfung von 3 Franken: Der Bäcker ge-
winnt 1 Franken, Sie selber deren 2.
Das Schöne an der Sache ist nicht nur, dass durch
Tausch Werte entstehen, sondern dass die Konsu-
menten genau jene Güter kaufen können, die sie
wollen, und dass die Anbieter Grund haben, das an-
zubieten, was die Kunden kaufen möchten. Die An-
bieter haben sogar Anreize, neue Güter zu entwi-
ckeln in der Erwartung, damit den Geschmack der
Kunden zu treffen und so auch für sich selber Wer-
te zu schaffen. Genau darum sind Märkte mit freier
Preisbildung so erfolgreich: Sie sind ein Experimen-
tierfeld für Ideen im Interesse der Konsumenten.
Greift der Staat nun in diesen Tausch ein, indem er
einen Höchstpreis für Brot vorgibt, ist klar, was pas-
siert: Die Konsumenten möchten zum tieferen
Preis mehr vom gleichen Brot kaufen, die Bäcker
weniger anbieten; der Markt für Brot gerät ins Un-
gleichgewicht. Wo Marktungleichgewichte hinfüh-
ren, hat uns der reale Sozialismus des 20. Jahrhun-
derts gezeigt: Die Wertschöpfung sinkt massiv, der
Bäcker bietet nur noch eine Brotsorte minderer
Qualität an, Brot ist meist rasch ausverkauft und
wird gar dem Vieh verfüttert.

Es gibt keinen Zweifel, dass die Verluste an Wert-
schöpfung auf dem Arbeitsmarkt, die mit staatli-
chen Höchstlöhnen einhergehen würden, unver-
gleichlich viel grösser sind als die Verluste auf dem

Brotmarkt. Hoch qualifizierte Personen, die in der
Lage sind, Firmen erfolgreich zu führen, und dafür
mehr als 12 Mal das tiefste Gehalt erhalten würden,
werden sich wie die Bäcker im Sozialismus verhal-
ten: weniger arbeiten, oft auswandern, sicher nie
einwandern. Und Teile von Firmenleitungen wer-
den die Schweiz verlassen und nie mehr zurück-
kommen. Glauben die Juso wirklich, das wäre im
Interesse der Mitarbeiter der betroffenen Unterneh-
mungen?

Dem Problem exzessiver Gehälter in den staatlich
besonders stark regulierten Branchen der Banken,
Versicherungen und Pharma müssen wir anders be-
gegnen. Die grossen Banken müssen sich entweder
aufspalten oder den Bund für die implizite Staats-
garantie im Wert von vielen Milliarden Franken pro
Jahr, die heute als Boni und Dividende ausbezahlt
werden, entschädigen, der Wettbewerb in der Fi-
nanzindustrie muss wieder spielen, die Schranken
gegen günstigen Medikamentenimport müssen ab-
gebaut werden, und die staatliche Aufsicht muss
vor allem im Finanzwesen für mehr Transparenz
und weniger Bürokratie sorgen. Das Problem der
hohen Löhne und Boni ist nicht ein Problem der
Wirtschaft, es ist ein Problem der Politik und der
Bürokratie.

Was ist zu tun? Erstens soll die 1:12-Initiative (und
später auch die Mindestlohn-Initiative) wuchtig ab-
gelehnt werden. Es soll ein weitherum sichtbares
Zeichen sein für freiheitliche, wertschöpfungsori-
entierte Lösungen und gegen die wuchernde Büro-
kratie. Wir müssen uns hüten, uns selber zu scha-
den, um andere zu bestrafen, die ohnehin auswei-
chen würden. Gleichzeitig müssen beherzte Politi-
ker mit Sachverstand und Rückgrat (auf der linken
und rechten Seite des politischen Spektrums) end-
lich die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft so
anpassen, dass keine Steuergelder mehr in Form
von Boni ausbezahlt werden, dass der Wettbewerb
funktioniert und dass wir zurückfinden zu mehr
Transparenz in der ganzen Wirtschaft. Die Wert-
schöpfung auf dem Arbeitsmarkt beschädigen dür-
fen wir aber sicher nicht!
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■ GASTBEITRAG VON MARTIN JANSSEN*

Wohlstand ja,
Initiative nein!
Die Nachricht: Am 24. November stimmen die
Schweizer Stimmbürgerinnen und Stimmbürger
über die 1:12-Initiative ab, mit der die Saläre von
Personen in Führungspositionen eingeschränkt
werden sollen.

* Prof. Dr. Martin Janssen ist Un-
ternehmer und emeritierter Pro-
fessor für Finanzmarktökono-
mie.

Silvan Wegmann zur Woche.

«Ich finde, wer es zuerst
schafft, die Mundwinkel zu
heben, soll Kanzler/in sein.
#tvduell»
Der Blogger mit dem Pseud-
onym «Handwerkzeuch»
(@der_handwerk) weiss
auch nach dem TV-Duell von
Merkel und Steinbrück noch
nicht, wen er wählen soll.

«Gleich verspricht übri-
gens Merkel die Play-
station4 für 199 Euro bei
Wahlsieg. #TVDuell»
Showmaster Rob Vegas
(@robvegas) weiss, wie man
Wahlen gewinnt.

«Ich fordere: Fussball-
pflicht statt Wehrpflicht!
#suiisl #nati #srfarena
#CHvote»
Der Pirat David Herzog
(@diuuk) füllte beim Fuss-
ballschauen die Abstim-
mungsunterlagen aus.

«Wenn mein Account
gelöscht wird, bin ich
dann ein Twittwer? #ich-
fragmal»
Musiker Seven (@7music)
denkt über ein Leben ohne
Social Media nach.

«Weil uns der Mensch
nicht Wurst sein darf
#Sonntagsallianz»
Martin Werlen (@AbtMartin)
kontert die Wurstkampagne
der Befürworter des Arbeits-
gesetzes.

«Ich halte ‹Schmutzkam-
pagne› (Gabriel) für eine
ziemlich lustige Metapher
#Putzfrau»
ZDF-Reporter Andreas
Kynast (@andikynast) über
seine Kollegen, die bei
Steinbrück nach schmutzi-
ger Wäsche suchen.

«Warum soll ich eigentlich
auch noch meine Wasch-
maschine vernetzen?
Kommt dann die NSA und
hängt meine Wäsche zum
Trocknen auf?»
Spasstwitterer Jan Brau-
mann (@Wurfschuh) hofft
auf die Hilfe von den ameri-
kanischen Schlapphüten.
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